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§ 1 Einleitung 

Die Lehre vom Rücktrittsrecht, die Stammler1 bereits vor hundert Jahren eine 
„Art von Lieblingslehre" des BGB nannte, ist seit Entstehung des BGB Gegen-
stand zahlreicher wissenschaftlicher Diskussionen gewesen. Diese haben bis heute 
zu keinem eindeutigen und zufriedenstellenden Ergebnis geführt.  Nach v. Caem-
merer2 sind die Rücktrittsregelungen des BGB „gesetzestechnisch so mißglückt 
und in zentralen Fragen auch rechtspolitisch so fragwürdig  und umstritten, daß ein 
für Theorie und Praxis kaum noch zu durchdringendes Dickicht von Streitfragen 
und Thesen entstanden ist". Ob das BGB wirklich so mißglückt ist, wie das Zitat 
nahe legt, wird Teil der Untersuchung dieser Arbeit sein. Auf jeden Fall ist v. 
Caemmerer insoweit zuzustimmen, als die Anwendung der Rücktrittsregeln durch 
die zahlreichen Auslegungen erheblichen Problemen begegnet. Insbesondere sind 
die zu verschiedenen Fragen von der herrschenden Meinung3 vertretenen Ansich-
ten kritisch zu betrachten. Die Gegenansicht, die vor allem durch Glaß4 unter Be-
rufung auf den eigentlichen Sinn des BGB vertreten wird, hat sich bisher nicht in 
allen Punkten durchsetzen können. 

Im Jahre 1984 hat der Bundesminister der Justiz eine Kommission eingesetzt, 
die den Auftrag erhielt, das Schuldrecht „übersichtlicher und zeitgemäßer" zu ge-
stalten.5 Der Abschlußbericht der Kommission zur Überarbeitung des Schuld-
rechts6 wurde 1992 im Bundesanzeiger veröffentlicht. 7 Im Rahmen des damit be-
ginnenden politischen Entscheidungsprozesses bestünde die Möglichkeit, die Mei-
nungsverschiedenheiten über die Auslegung der Rücktrittsregeln durch eine ein-
deutige Regelung zu beenden und das BGB an unklaren oder nicht sachgerechten 
Stellen zu überarbeiten. Der Justizminister Klaus Kinkel äußert in seinem Vorwort 

ι Stammler,  1897, S. 129. 
2 V. Caemmerer,  in: FS Larenz, S 621, 625 
3 Ein großer Teil der Kommentare und Lehrbücher, etwa Palandt-Heinrichs. 
4 Glaß,  Gefahrtragung und Haftung beim gesetzlichen Rücktritt, Berlin, 1959. 
5 Abschlußbericht, S. 15. Dabei dachte der damalige Bundesminister der Justiz, Hans A. 

Engelhard,  in seiner Stellungnahme zu den Aufgaben der Kommission auf der konstituieren-
den Sitzung (Abschlußbericht, S. 15), nicht an „eine Reform an Haupt und Gliedern, sondern 
( . . . ) eine Überarbeitung, bei der unter Wahrung der systematischen Grundstrukturen, metho-
dischen Ansätze und Grundwertungen des Gesetzes gewissermaßen die Erfahrungen aus acht 
Jahrzehnten seiner Anwendung aufgearbeitet werden." 

6 Im Folgenden nur noch Abschlußbericht. 
7 Ausführlich zur Entwicklungsgeschichte der Schuldrechtsreform  Abschlußbericht, 

S. 13 ff.;  Rust,  § 2. 
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zum Kommissionsentwurf die Hoffnung,  daß die Veröffentlichung  des Kommissi-
onsentwurfs „eine breite und fruchtbare  Diskussion in Wissenschaft, Politik und 
Öffentlichkeit  über die vorgeschlagene Reform auslöst" und es so in absehbarer 
Zeit zu einem Gesetzesentwurf kommen kann. Ein Anliegen dieser Arbeit ist es, 
dieser Diskussion zu dienen. 

Die Untersuchung innerhalb der Arbeit soll so vor sich gehen, daß die Regelun-
gen des BGB mit denen des KE verglichen werden. Zunächst wird zu den jeweili-
gen Fragen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Ansichten dargestellt, was 
als geltendes Recht angesehen werden kann. Im Hinblick darauf,  daß das Reform-
vorhaben auf eine Verbesserung und Vereinfachung des BGB zielt, beschränkt sich 
die Auseinandersetzung mit dem BGB nicht nur darauf,  was zur Zeit als Ausle-
gung praktiziert wird. Es sollen auch mögliche Schwächen oder Änderungsvor-
schläge des BGB reflektiert  werden, damit vor diesem Hintergrund die Lösung des 
KE diskutiert werden kann. Auf diese Weise soll untersucht werden, inwieweit der 
KE das BGB verbessert und ob oder an welchen Stellen der KE Schwächen auf-
weist. 

Zunächst werden in § 2 dieser Arbeit Rücktrittsvoraussetzungen, Funktion und 
das Verhältnis des Rücktritts zum Schadensersatz herausgearbeitet. Während das 
BGB ein einheitliches Rücktrittsrecht nicht kennt und das Rücktrittsrecht von un-
terschiedlichen Voraussetzungen abhängig macht, schlägt die Kommission eine 
auf den ersten Blick vereinfachende Regelung durch die Einführung eines allge-
meinen Rücktrittsrechts wegen Pflichtverletzung vor. Im Gegensatz zu der im 
BGB problematischen Alternativität von Rücktritt und Schadensersatz ist nach 
dem KE eine Kombination der beiden Rechtsbehelfe möglich. 

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt in § 3 bei der Frage der Gefahrtragung beim 
gesetzlichen Rücktritt. Die Entscheidung über die Gefahrtragung,  die letztlich eine 
reine Wertentscheidung zugunsten der einen oder der anderen Partei darstellt, war 
schon immer sehr umstritten und spiegelt sich etwa bei der Bestimmung des Ver-
schuldensbegriffs  in § 351 BGB wieder. Als Problemkreise werden der Untergang 
und die wesentliche oder unwesentliche Verschlechterung des Leistungsgegen-
stands beim Rücktrittsberechtigten, die Haftung des Rücktrittsgegners für Restitu-
tionshindernisse, Unvermögen zur Herausgabe des Leistungsgegenstands und die 
Haftung der Parteien für Tatbestände, die ohne ein Verschulden die Herausgabe un-
möglich machen, untersucht. Nach dem BGB werden die rückgewährpflichtigen 
Parteien grundsätzlich von zufälligen Restitutionshindernissen befreit,  während sie 
für verschuldete Restitutionshindernisse aufkommen müssen. Die Bestimmung des 
Verschuldensbegriffs  ist aufgrund seiner Auswirkungen auf die Definition von 
„Zufair  ein Hauptproblem des Rücktrittsrechts. Inwiefern das von der Kommis-
sion vorgeschlagene Modell der „Rückabwicklung dem Werte nach"8 zu einer Än-
derung und möglichen Verbesserung des BGB führt,  ist zu untersuchen. 

8 Abschlußbericht, S. 185. 
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In § 4 werden Nutzungsersatzansprüche und Verwendungsansprüche untersucht. 
Damit trägt dieses Kapitel dem Umstand Rechnung, daß eine abschließende Be-
trachtung des Rückabwicklungsschuldverhältnisses ohne Erörterung dieser Fragen 
nicht möglich ist. Letztlich gehören Leistungsgegenstand und Nutzungen zusam-
men und stellen das dar, was die andere Partei aufgrund des Vertrags empfangen 
hat. 

§ 5 der Arbeit behandelt den vertraglichen Rücktritt. Nach dem Gesetzeswort-
laut gelten die §§ 346 ff.  BGB zwar unmittelbar für vertragliche Rücktrittsrechte 
und sind auf die gesetzlichen Rücktrittsrechte nur entsprechend anwendbar. In die-
ser Arbeit wird das vertragliche Rücktrittsrecht jedoch aufgrund seiner im Ver-
gleich zum gesetzlichen Rücktrittsrecht geringeren praktischen Relevanz nur in ei-
nem Kapitel behandelt. Obwohl §§ 346 ff.  BGB vom Wortlaut her auf den vertrag-
lichen Rücktritt zugeschnitten zu sein scheinen, liegt ein Problem darin, daß diese 
Vorschriften  den vorrangig zu beachtenden Parteiwillen im Regelfall nicht wieder-
spiegeln. Die entscheidende Vorschrift  des § 350 BGB sollte daher in der Regel als 
abbedungen gelten, womit § 350 BGB bei den gesetzlichen Rücktrittsrechten trotz 
der nur entsprechenden Anwendung doch entscheidend zum Tragen kommt. Nach 
dem KE ist § 346 BGB-KE sowohl auf gesetzliche als auch auf vertragliche Rück-
trittsrechte direkt anwendbar, bei der Gefahrtragung wird jedoch nach Rücktritts-
gründen unterschieden. Inwieweit die Kommission damit den Interessenlagen ge-
recht wird, wird geprüft. 

In § 6 wird untersucht, inwieweit die Rücktrittsregelungen der Schuldrechtsre-
form an europäischen Rechtsvereinheitlichungstendenzen teilhaben und deutsches 
Schuldrecht für ein mögliches europäisches Vertragsrechtsbuch öffnen  können. In-
nerhalb eines Rechtsvergleichs werden englisches und französisches Rücktritts-
recht und entsprechende Regelungen der Principles of European Contract Law 
(PECL) mit denen des KE verglichen. 

Insgesamt gilt es zu untersuchen, inwieweit bereits das BGB durch entsprechen-
de Auslegung sachgerechte Lösungen bereit hält. Bei der kritischen Betrachtung, 
ob und inwiefern der KE die geltende Gesetzeslage verbessert und vereinfacht,  ist 
zu beachten, daß eine erstrebte Vereinfachung stets daran zu messen ist, ob das Er-
gebnis auch mit weniger gesetzgeberischem Aufwand erreicht werden kann, insbe-
sondere also, ob einzelne Änderungen nicht größeren strukturellen Umstellungen 
vorzuziehen sind. 


